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S c h r i f t s ä t z e  

§ 24. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind die Schriftsätze beim 
Verwaltungsgericht einzubringen. Unmittelbar beim Verwaltungsgerichtshof sind insbesondere 
einzubringen: 

 1. Schriftsätze im Revisionsverfahren ab Vorlage der Revision an den Verwaltungsgerichtshof; 

 2. Anträge auf Bewilligung der Verfahrenshilfe zur Abfassung und Einbringung einer Revision 
gegen ein Erkenntnis oder einen Beschluss des Verwaltungsgerichtes, in dem es ausgesprochen 
hat, dass die Revision nicht gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist; 

 3. Schriftsätze im Verfahren über einen Fristsetzungsantrag, die an den Verwaltungsgerichtshof 
gerichtet sind. 

(2) Die Revisionen, Fristsetzungsanträge und Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens und auf 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sind durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt (Steuerberater 
oder Wirtschaftsprüfer) abzufassen und einzubringen (Anwaltspflicht). Dies gilt nicht für 

 1. Revisionen und Anträge, die vom Bund, von einem Land, von einer Stadt mit eigenem Statut 
oder von einer Stiftung, einem Fonds oder einer Anstalt, die von Organen dieser 
Gebietskörperschaften oder von Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu 
von Organen dieser Gebietskörperschaften bestellt sind, oder von deren Behörden oder Organen 
eingebracht werden; 

 2. Revisionen und Anträge in Dienstrechtssachen von dem Dienst- oder Ruhestand angehörenden 
rechtskundigen Bediensteten des Bundes, eines Landes, einer Gemeinde oder eines 
Gemeindeverbandes. 

(3) Von jedem Schriftsatz samt Beilagen sind so viele gleichlautende Ausfertigungen beizubringen, 
dass jeder vom Verwaltungsgericht oder vom Verwaltungsgerichtshof zu verständigenden Partei oder 
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Behörde eine Ausfertigung zugestellt und überdies eine für die Akten des Verwaltungsgerichtshofes 
zurückbehalten werden kann. Sind die Beilagen sehr umfangreich, kann die Beigabe von Ausfertigungen 
unterbleiben. Beilagen gemäß § 28 Abs. 4 und 5 sind nur in einfacher Ausfertigung beizubringen. 
Gleichschriften bedürfen keiner Unterschrift. 

(4) Für Schriftsätze, die elektronisch eingebracht werden, genügt eine einfache Einbringung. Soweit 
mehrere Ausfertigungen von im elektronischen Rechtsverkehr eingebrachten Schriftsätzen benötigt 
werden, hat der Verwaltungsgerichtshof die entsprechenden Ausdrucke herzustellen. In Fällen, in denen 
Ausfertigungen von im elektronischen Rechtsverkehr eingebrachten Schriftsätzen mit 
außergewöhnlichem Umfang oder in außergewöhnlicher Anzahl benötigt werden, kann der Berichter der 
Partei unter Setzung einer angemessenen Frist die Beibringung der Ausfertigungen auftragen. 
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